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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Berichtigung von Artikel 3 des 
Protokolls Nr. 1 zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und dem Königreich Norwegen und zur Festlegung entsprechender 
Durchführungsbestimmungen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

gestützt auf die Empfehlung der Kommission, 

gestützt auf das am 14. Mai 1973 Unterzeichnete 
Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und dem Königreich Norwegen, 

in Erwägung, daß Artikel 3 des Protokolls Nr. 1 
des Abkommens zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und dem Königreich Norwegen 
berichtigt und der hierzu am .... 1973 erfolgte 
Briefwechsel zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und dem Königreich Norwegen geneh- 
migt werden muß — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


A r t i k e 1 1 

Der am .... 1973 erfolgte Briefwechsel zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem 
Königreich Norwegen zur Berichtigung des Artikels 3 
des Protokolls Nr. 1 des Abkommens zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem Kö- 
nigreich Norwegen wird im Namen der Gemein- 
schaft genehmigt und bestätigt. Die betreffenden 
Schreiben sind dieser Verordnung im Wortlaut bei- 
gefügt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Anlage 1 


Anlage I 

Ich gestatte mir, Sie darauf hinzuweisen, daß Arti- 
kel 3 des Protokolls Nr. 1 des Abkommens zwischen 
der EWG und Norwegen einen Formfehler enthält. 
In diesem Artikel ist ein besonderer Zeitplan für 
die Zollsenkungen bei der Einfuhr von Waren der 
Tarifstelle Nr. 76.01 A und der Tarifnummern 76.02 
und 76.03 des Gemeinsamen Zolltarifs in die ur- 
sprüngliche Gemeinschaft und Irland vorgesehen. 

Infolge eines Formfehlers wurden dem in Artikel 3 
des Protokolls Nr. 1 vorgesehenen Zeitplan - gemäß 
Artikel 5 Absatz 1 des Abkommens - nur die am 
1. Januar 1972 von der Gemeinschaft in ihrer ur- 
sprünglichen Zusammensetzung angewandten Aus- 
gangszollsätze zugrunde gelegt. Da Irland am 1. Ja- 


nuar 1972 abweichende Ausgangszollsätze ange- 
wandt hat, muß - wie für andere in Artikel 1 Absatz 
2 und in Artikel 2 Absatz 1 des Protokolls Nr. 1 auf- 
geführte Waren - der Zeitplan der Zollsenkungen 
für Irland gesondert erwähnt werden. 

Irland wandte am 1. Januar 1972 für Waren der 
Tarifstelle Nr. 76.01 A und für bestimmte Tarifstellen 
der Tarifnummern 76.02 und 76.03 Zollfreiheit an 
(Anlage). Diese Zollfreiheit muß gemäß Artikel 3 Ab- 
satz 1 des Abkommens beibehalten werden. 

Folglich stellt die Gemeinschaft klar, daß der in 
Artikel 3 vorgesehene Zeitplan der Zollsenkungen 
für die betreffenden Tarifstellen der Tarifnummern 
76.02 und 76.03, für die am 1. Januar 1972 bei der 
Einfuhr nach Irland Positivzölle angewandt wurden, 
wie folgt festzulegen ist: 


Zeitplan 

Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen 
Zusammensetzung 

Anwendbare Zollsätze in Prozent ad valorem 

Irland 
Prozentsatz 
der anwendbaren 
Ausgangszollsätze 


Tarifnummern 76.02 
und 76.03 

Tarif stelle 

76.01 A 

Tarifnummer 76.02 und 
76.03 

Bei Inkrafttreten 
des Abkommens 

11,4 

6,6 

95 V. H. 

1. Januar 1974 

10,8 

6,3 

90 V. H. 

1. Januar 1975 

10,2 

5,9 

85 V. H. 

1. Januar 1976 

9 

5,6 

75 V. H. 

1. Januar 1977 

7,2 

4,2 

60 V. H. 

1. Januar 1978 

3 

3 

25 V. H. 

1. Januar 1979 

2,7 

2,7 

22,5 V. H. 

1. Januar 1980 

0 

0 

0 V. H. 


Ein weiterer Beweis dafür, daß dieser neue Zeit- 
plan den Absichten der Verhandlungsparteien ent- 
spricht, findet sich in Artikel 4 Buchstabe f des Pro- 
tokolls Nr. 1, wonach die Zölle wieder eingeführt 
werden können, sobald ein bestimmter Plafonds 
erreicht ist. Soweit die neuen Mitgliedstaaten be- 
troffen sind, wird in diesem Artikel die schrittweise 
Angleichung ihrer Zolltarife an den Gemeinsamen 
Zolltarif berücksichtigt: 


„In diesem Fall wird bis zum 1. Juli 1977 wie folgt 
verfahren: 

(ii) Irland wendet die gegenüber Drittländern gel- 
tenden Zollsätze wieder an." 

Ich darf Sie bitten, mir mitzuteilen, ob das König- 
reich Norwegen mit dem Inhalt dieses Schreibens 
einverstanden ist. 

Schlußformel 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
22. November 1973 - 1/4 - 680 70 - E - No 2/73: 

Diese Empfehlung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 29. Oktober 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der genannten 
Kommissionsempfehlung ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Anlage II 


Tarifnummer 

Am 1. Januar 1972 
anwendbarer Zollsatz bei der 
Einfuhr nach Irland 

76.01 Rohaluminium*, Bearbeitungsabfälle und Schrott aus Aluminium 

null 

76.02 Stäbe, Profile und Draht, aus Aluminium, massiv: 


(A) mit einem Durchmesser des Querschnitts von nicht mehr 


als 5 Zoll 

30 V. H. 

(B) andere: 

null 

76.03 Bleche, Platten, Tafeln und Bänder, aus Aluminium: 


(A) Streifen mit einer Breite von nicht mehr als 14 Zoll und 


einer Dicke von nicht mehr als Vs Zoll, geschlitzt oder in 


anderer Weise gelocht 

40 V. H. 

(B) andere: 


(1) mit einer Dicke von nicht mehr als V 2 Zoll 

30 V. H. *) 

(2) andere 

null 


*(1) Dieser Zoll ist zur Zeit für Waren aus Aluminium mit einer Dicke von 1/50 Zoll ausgesetzt, außer für rund oder 
annähernd rund geformte Teile dieser Waren, deren Durchmesser des Querschnitts nicht mehr als 25 Zoll be- 
trägt. 

(2) Der Zoll ist zur Zeit ausgesetzt für Streifen, 

a) die in Rollen eingeführt werden, 

b) konkav geformt sind, 

c) mit einer Breite von nicht mehr als 2 V 2 Zoll, 

d) beidseitig gefärbt oder lackiert sind, 

e) mit einer Dicke, einschließlich Farbe oder Lackierung, von nicht weniger als 17/2000 Zoll und nicht mehr als 
13/1000 Zoll. 
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Begründung 


1. Die Ständige Vertretung Irlands hat festgestellt, 
daß dem in Artikel 3 des Protokolls Nr. 1 zum Ab- 
kommen EWG-Norwegen vorgesehenen Zeitplan der 
Zollsenkungen für verschiedene Aluminiumwaren 
nur die Ausgangszollsätze des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs zugrunde gelegt worden sind, während die des 
irischen Zolltarifs irrtümlich außer acht gelassen 
wurden. 

2. Nach dem gegenwärtigen Zeitplan müßte Irland 
bei der Einfuhr bestimmter Erzeugnisse, für die bis- 
her Zollfreiheit gewährt wurde, Zölle einführen, 
während die Zölle für andere Erzeugnisse weit stär- 
ker herabgesetzt werden müßten als für die ur- 
sprüngliche Gemeinschaft vorgesehen ist, was im 
Widerspruch zu anderen Bestimmungen des Ab- 
kommens stehen würde. 


Mitteilung der Kommission 


Betrifft: Zeitplan der Zollsenkungen für Aluminium 
im Abkommen EWG-Norwegen 


Die Ständige Vertretung Irlands hat die Kommission 
darauf hingewiesen, daß dem Zeitplan der Zollsen- 
kungen, der in Artikel 3 des Protokolls Nr. 1 zu dem 
am 14. Mai 1973 Unterzeichneten Abkommen zwi- 
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und 
dem Königreich Norwegen vorgesehen ist, nur die 
Ausgangszollsätze des GZT zugrunde gelegt worden 
sind, während die des irischen Zolltarifs irrtümlich 
außer acht gelassen wurden. 

Wenn dieser Fehler nicht berichtigt würde, müßte 
Irland für zur Zeit zollfrei eingeführte Erzeugnisse 
Zölle einführen und die Zölle für andere Erzeugnisse 
unverhältnismäßig stark senken. Dies stünde im Wi- 


3. Diese Auslassung hat allerdings nur eine rela- 
tive Bedeutung, denn den von den irischen Behör- 
den bei den Verhandlungen mit Norwegen mitge- 
teilten statistischen Angaben zufolge sind zwischen 
1968 und 1971 keine Einfuhrgeschäfte mit den ge- 
nannten Erzeugnissen getätigt worden. 

4. Dieser Formfehler sollte im Wege eines Brief- 
wechsels richtiggestellt werden. Der Kommission 
wird vorgeschlagen, dem Rat die beiliegenden Ent- 
würfe eines Schreibens und einer berichtigten Ver- 
ordnung zur Genehmigung vorzulegen. 

Die norwegischen Behörden haben sich mit dem 
Wortlaut des beiliegenden Schreibens einverstanden 
erklärt. Es wird vorgeschlagen, daß Herr Wellen- 
stein für die Gemeinschaft zeichnet. In diesem Falle 
könnte der norwegische Botschafter im Namen der 
norwegischen Regierung zeichnen. 


derspruch zu anderen Bestimmungen des Abkom- 
mens (insbesondere zu Artikel 3 Absatz 1 und zu 
Artikel 5 Absatz 1). 

Aus dem Wortlaut des Abkommens selbst sowie 
des Protokolls Nr. 1 geht hervor, daß es sich tatsäch- 
lich um einen Irrtum und nicht um eine beabsich- 
tigte Auslassung handelt. In diesem Zusammenhang 
wird darauf hingewiesen, daß in den Richtlinien des 
Rates vom 5. Februar 1973 [Dok. 1/30/73 (N 5) vom 
13. Februar 1973] neben den von der ursprünglichen 
Gemeinschaft im Laufe der Übergangszeit nachein- 
ander anwendbaren Zollsätzen auch der Prozentsatz 
des Ausgangszollsatzes angegeben ist, auf den der 
Tarif jeweils gesenkt wird. Durch diesen Hinweis 
ist der Fall Irlands gedeckt. 

Da es sich um einen Formfehler handelt, sollte er 
im Wegö eines Briefwechsels richtiggestellt werden. 
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